
In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag seine  

Haushaltsberatungen mit dem Beschluss über das 

Haushaltsgesetz für das Jahr 2012 abgeschlossen. 

Mit einer geplanten Kreditaufnahme in Höhe von 

26,1 Milliarden Euro konnte die Neuverschuldung 

gegenüber dem Regierungsentwurf um weitere 

1,1 Milliarden Euro abgesenkt werden. Das sind 

nicht nur 22,3 Milliarden Euro weniger, als für 2011 

geplant waren, sondern damit wird auch die zulässi-

ge Grenze der Schuldenbremse um mehr als 

14 Milliarden Euro unterschritten. Ob im kommen-

den Jahr der Neuverschuldungsrahmen von 

26,1 Milliarden Euro ausgeschöpft wird, wird sich 

Ende 2012 zeigen. Für das laufende Haushaltsjahr 

zeichnet sich allerdings bereits jetzt ab, dass statt der 

geplanten 48,4 Milliarden Euro Neuverschuldung 

mit einem Ist-Wert von weniger als 25 Milliarden 

Euro neuer Schulden abgeschlossen werden kann. 

Die unionsgeführte Bundesregierung schließt bei 

ihrem Konsolidierungskurs auch die erforderliche 

Stärkung der Wachstumskräfte mit ein. Aufgrund 

der sich abschwächenden Konjunkturerwartungen 

musste in den Planungen für 2012 auf noch weiter 

gehenden Schuldenabbau verzichtet werden. Mit 

dem beschlossenen Haushalt 2012 werden die Aus-

gaben stabil gehalten und Akzente in Zukunftsberei-

chen gesetzt.  

Gegenüber dem Regierungsentwurf werden deshalb 

die Mittel für Investitionen in die Infrastruktur um 

eine Milliarde Euro erhöht. Für Maßnahmen im Be-

reich der Bundesfernstraßen stehen somit 

600 Millionen Euro, im Bereich Bundeswasserstra-

ßen 300 Millionen Euro und für Schienenwege 

100 Millionen Euro mehr zur Verfügung. Im Be-

reich Bildung und Forschung wird für 2012 mit 

knapp 13 Milliarden Euro eine Steigerung um mehr 

als elf Prozent gegenüber dem Vorjahr vorgenom-

men. Der ursprünglich im Regierungsentwurf vorge-

sehene Haushaltsansatz für die Städtebauförderung 

von 410 Millionen Euro wird um 45 Millionen Euro 

aufgestockt. Der Bund stellt damit -genauso wie im 

laufenden Jahr- auch 2012 ein Fördervolumen in 

Höhe von 455 Millionen Euro für neue Maßnahmen 

zur Verfügung.  

Der Bundeshaushalt 2012 steht im Lichte der euro-

päischen Verantwortung Deutschlands. Bereits in 

diesem Jahr kann die Drei-Prozent-

Nettoneuverschuldungsgrenze wieder eingehalten 

und 2012 deutlich unterschritten werden. Überdies 

steuert Deutschland, entsprechend dem verschärften 

Stabilitäts- und Wachstumspakt, darauf hin, die 60-

Prozent-Schuldenstandsmarke wieder einzuhalten. 

Dieser Wert liegt in 2011 noch bei voraussichtlich 

81,6 Prozent. Damit zählt Deutschland mit der uni-

onsgeführten Bundesregierung zu den haushaltspoli-

tischen Vorbildern in Europa. In der traditionellen 

Generalaussprache zum Bundeshaushalt 2012 am 

vergangenen Mittwoch bekräftigte Bundeskanzlerin 

Angela Merkel erneut ihren Willen, über Änderun-

gen der europäischen Verträge eine bessere Überwa-

chung der Stabilitätsregeln für den Euro zu errei-

chen. Als Ursachen der Schuldenkrise in Europa 

nannte Merkel übermäßige Staatsverschuldung ein-

zelner Mitgliedsländer, mangelnde Wettbewerbsfä-

higkeit im internationalen Vergleich und grundle-

gende Mängel in der Konstruktion der Wirtschafts- 

und Währungsunion. Für die Bundeskanzlerin gehö-

ren Krisenbewältigung und Vorsorge für die Zukunft 

unmittelbar zusammen. Einen „goldenen Weg“ aus 

der Krise, also ohne Risiken, gebe es nicht. In der 

Staatsschuldenkrise sei auf den Märkten Vertrauen 

verloren gegangen. Dies könne mit Euro-Bonds – 

also gemeinsamen Anleihen der Mitgliedsländer – 

nicht zurückgewonnen werden, sagte die Kanzlerin. 

Der Fraktionsvorsitzende Volker Kauder sprach von 

einer „Zeitenwende in Europa“, auf die die Bundes-

kanzlerin die richtigen Antworten gebe. Mit dem 

Bundeshaushalt werde die Schuldenbremse des 

Grundgesetzes eingehalten, betonte Kauder. Dies sei 

der richtige Weg für Europa. „Bisher war Europa 

eine Antwort auf die Geschichte: Nie wieder Krieg! 

Jetzt wird Europa eine Antwort auf die Zukunft“. 
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Kurznachrichten 

Debatte zur Mordserie der Neonazi-Bande 

Der Bundestag hat mit Betroffenheit und Bestürzung 

auf die Neonazi-Mordserie in Deutschland reagiert 

und ihrer Opfer gedacht. Man sei "beschämt, dass 

die Sicherheitsbehörden der Länder wie des Bundes 

die über Jahre hinweg geplanten und ausgeführten 

Verbrechen weder rechtzeitig aufdecken noch ver-

hindern konnten", sagte Parlamentspräsident Norbert 

Lammert am vergangenen Dienstag zu Beginn der 

Plenarsitzung des Bundestages in Berlin. Zugleich 

äußerte er "eine besondere Bitte der Entschuldigung 

für manche Verdächtigungen von Opfern und Ange-

hörigen, die sie während der Ermittlungen vor Ort 

erleben mussten". Zu der vereinbarten Debatte zum 

Thema "Mordserie der Neonazi-Bande und die Ar-

beit der Sicherheitsbehörden" brachten alle fünf 

Fraktionen einen gemeinsamen Entschließungsan-

trag ein, der nach einer knapp zweistündigen Bera-

tung einstimmig verabschiedet wurde. Darin bekun-

den die Fraktionen ihre Trauer um die Mordopfer 

der Neonazi-Bande und ihr Mitgefühl mit den Ange-

hörigen der Opfer. Sie äußern außerdem die Erwar-

tung, dass die Morde zügig aufgeklärt und ihre Zu-

sammenhänge umfassend ermittelt werden. Zugleich 

betonten sie, dass dem Extremismus entschieden 

entgegengetreten werden  müsse. Man sei entschlos-

sen, die politisch-gesellschaftliche Auseinanderset-

zung mit Rechtsextremisten und ihren Verbündeten 

fortzusetzen und die Konsequenzen für die Arbeit 

der Sicherheitsbehörden rasch zu ziehen. Die Abge-

ordneten forderten die Bundesregierung auf zu prü-

fen, "ob sich aus den Ermittlungsergebnissen Konse-

quenzen für ein NPD-Verbot ergeben". Auch müsse 

man alle demokratischen Gruppen stärken, die sich 

gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit 

und Antisemitismus engagieren. "Wir werden  prü-

fen, wo dem Hindernisse entgegenstehen. Wir brau-

chen eine gesellschaftliche Atmosphäre, die ermu-

tigt, gegen politischen Extremismus und Gewalt das 

Wort zu erheben", heißt es in dem Beschluss weiter. 

In der Debatte nannte Bundesinnenminister Hans-

Peter Friedrich die Morde einen "Angriff auf unsere 

Gesellschaft, auf unsere freiheitliche Ordnung, auf 

unsere Demokratie". Er plädierte zugleich für eine 

bessere Verzahnung von Polizei und Verfassungs-

schutz sowie zwischen Bund und Ländern. Die Neo-

nazi-Mordserie und die Bekämpfung des Rechtsex-

tremismus in Deutschland haben ebenfalls die sich 

anschließende Bundestagsdebatte über den Haushalt 

des Bundesinnenministeriums geprägt. Dabei signa-

lisierten auch Vertreter der Opposition Unterstüt-

zung für die Pläne des Bundesinnenministers etwa 

zur Errichtung eines gemeinsamen Abwehrzentrums 

gegen Rechtsextremismus. Bundesinnenminister 

Friedrich selbst wandte sich gegen Vorwürfe der 

Opposition, die Polizei sei bei der Extremismusbe-

kämpfung auf dem rechten Auge blind. "Überall, wo 

diese Bedrohungen stattfinden, ist die Polizei da", 

betonte er und fügte hinzu: "Insofern sind wir mit 

diesem Haushalt hervorragend aufgestellt." Der Etat 

des Bundesinnenministeriums umfasst nach den Be-

schlussempfehlungen des Haushaltsausschusses im 

kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von gut 5,49 

Milliarden Euro und damit rund 88 Millionen Euro 

mehr als im laufenden Jahr. Im Regierungsentwurf 

für den Haushalt 2012 war das Ausgabenvolumen 

im Einzelplan 06 des Innenministeriums noch mit 

lediglich knapp 5,47 Milliarden Euro veranschlagt 

gewesen. Mehr als zwei Drittel der Gesamtausgaben 

des Ressorts werden auch 2012 auf den Bereich der 

inneren Sicherheit entfallen. 

 

Verlängerung von Mandaten der Bundeswehr 

Die Bundesregierung hat in dieser Woche zwei An-

träge zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an der EU-geführten Operati-

on Atalanta zur Bekämpfung der Piraterie vor der 

Küste Somalias und bei der Unterstützung der ge-

meinsamen Reaktion auf terroristische Angriffe ge-

gen die USA (Operation Active Endeavour/OAE) 

eingebracht. Bei der Operation Atalanta ist der 

Schutz für die Versorgung der somalischen Bevölke-

rung mit Lebensmitteln von zentraler Bedeutung, da 

die humanitäre Hilfe durch Lieferungen des Welter-

nährungsprogramms überwiegend auf dem Seeweg 

erfolgt. Dieses Mandat wurde unverändert mit einer 

Obergrenze von 1.400 Soldatinnen und Soldaten bis 

zum 18. Dezember 2012 verlängert. Der militärische 

Auftrag der Operation Active Endeavour/OAE be-

steht darin, bestimmte Bereiche des Mittelmeeres zu 

überwachen und gleichzeitig zur Abschreckung und 

Bekämpfung terroristischer Aktivitäten Präsenz zu 

zeigen. Auch dieses Mandat wurde inhaltlich unver-

ändert mit einer Obergrenze von 700 Soldatinnen 

und Soldaten verlängert.  

 

Zitat: 

«Einen goldenen Weg, der keine Risiken kennt, gibt 

es nicht.»  

(Bundeskanzlerin Angela Merkel am 23.11.11 im 

Bundestag zum Thema Euro-Rettung) 
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 

an diesem Sonntag, 27. November, findet bei uns in Baden-Württemberg die Volksabstimmung 

über das „S21-Kündigungsgesetz“ statt. Es geht dabei um die Frage, ob das Land Baden-

Württemberg aus der Finanzierung des Projektes Stuttgart 21 (Neuer Hauptbahnhof Stuttgart und 

schnellere Bahnverbindungen nach Ulm) aussteigen soll.  

Mit Ihrem NEIN sagen Sie Ja zu Stuttgart 21 und sagen Sie Ja zu unserer Region. Mehrere hundert 

Personen aus unserem Raum haben sich zum Aktionsbündnis für Stuttgart 21 zusammen geschlos-

sen. Für S21 sind CDU, FDP, Freie Wähler und Personen von der SPD, wie z.B. die Oberbürger-

meister von Ulm und Biberach. 

Ich bitte Sie: Gehen Sie zur Abstimmung!  

Stimmen Sie mit NEIN! Für unsere Zukunft und die 

Zukunft unserer Kinder und Enkel! 
 

Ich danke Ihnen herzlich! 

 

Ihr 

In eigener Sache 
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21.11.2011 Aktionsbündnis Biberach für 

Stuttgart 21 - Öchslefahrt und Kundgebung 

auf dem Marktplatz in Ochsenhausen  

 

Eine stattliche Besucherzahl konnte die Kundge-

bung des parteiübergreifenden Aktionsbündnis-

ses BC für S21 verzeichnen. Zu den Unterstüt-

zern gehören neben Bürgermeistern, Abgeordne-

ten und Unternehmern viele andere Bürgerinnen 

und Bürger mit Bezug zu Politik, Kultur und 

Wirtschaft des Landkreises. Sie alle fuhren mit 

der Öchslebahn von Warthausen nach Ochsen-

hausen. Dort versammelten sich weitere Unterstützer zu einer Kundgebung auf dem Ochsenhausener 

Marktplatz. Der stellvertretende Ochsenhausener Bürgermeister Frank Habrik begrüßte die Teilnehmer der 

Veranstaltung und hob die Wichtigkeit der Baumaßnahme Stuttgart 21 für die ganze Region und den Land-

kreis Biberach hervor. Der Bundestagsabgeordnete Rief forderte noch einmal alle Menschen auf, am 27. 

November zur Abstimmung zu gehen und sich nicht auf Umfragen zu verlassen. Die Gegner seien stark 

motiviert das Projekt zu verhindern. Schließlich ginge es nicht nur um bis zu 1,5 Milliarden Euro schon 

verplanter Summen und Schadenersatz, die das Land und die Menschen zahlen müssten, sondern um die 

Zukunftsfähigkeit der Arbeitsplätze und damit die Zukunft der Region, welche ohne schnellen Bahnan-

schluss auf dem Spiel stehe. Rief betonte, dass die absichtlich verwirrende Formulierung der Volksabstim-

mung ein Nein zum Ausstiegsgesetz erfordere. NEIN heiße JA zu Stuttgart 21. Nein hieße Ja zum Fort-

schritt, zur Zukunft für die Menschen und Ja zur ganzen Region. Lesen Sie weiter auf www.josef-rief.de 

 

Das Aktionsbündnis „Biberach für Stuttgart 21“ hat eine Internetseite mit Informationen und Ter-

minen unter: 

www.bc-fuer-s21.de 


